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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 198/07 B 
 
L 9 U 315/04 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 36 U 2/00 (SG Hannover) 
 
 
 
 
......................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ............................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. August 2007 durch den  

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und  

Dr.  B e c k e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 21. Juni 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete Beschwerde, mit welcher der Kläger eine grundsätzliche Bedeutung der 

Sache geltend macht, ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in 

§ 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese 

Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Be-

deutung hat. In der Beschwerdebegründung muss nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG die grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt werden. Dazu ist zunächst darzutun, welcher 

bestimmten abstrakten Rechtsfrage in dem Rechtsstreit grundsätzliche Bedeutung beigemes-

sen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um 

an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, aaO, RdNr 181). Eine grundsätzliche Bedeu-

tung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die 

Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. 

Es muss eine klärungsbedürftige Rechtsfrage aufgeworfen sein, welche bisher 

revisionsgerichtlich noch nicht - ausreichend - geklärt ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17). 

Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze 

herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung 

oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden 

Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 65 und 66; Kummer, 

Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 116 ff). Diesen Anforderungen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger trägt vor, "er sei nicht pflichtversichert bei der Beklagten, weil er als selbständiger 

Betreuer nicht verpflichtet werden kann, Mitglied bei der Beklagten zu werden"; die Entschei-

dung "dieser Rechtsfrage" sei "daher von grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere für die Be-

rufsgruppe der selbständigen Betreuer, so dass die Revision gegen das Urteil zuzulassen" sei. 

Er verdiene als Betreuer seinen Lebensunterhalt, so dass es sich dabei nicht um "Wohlfahrt" im 

Sinne des Gesetzes handele; außerdem liege der Schwerpunkt seiner Betreuung in der rechtli-

chen Vertretung der von ihm Betreuten. Seine Tätigkeit - beschränkt auf die rein rechtliche Be-

treuung - sei der Arbeit eines Rechtsanwalts gleichzustellen, sie gehöre zu den "freien Berufen" 

und wäre bei der günstigere Beiträge bietenden Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 

angesiedelt. 
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Mit diesem Vortrag hat er indes keine bestimmte abstrakte Rechtsfrage von allgemeiner Be-

deutung formuliert, sondern lediglich eine die Rechtsanwendung in seinem konkreten Einzelfall 

betreffende Frage gestellt, denn er bezieht sich ausschließlich auf die Bedingungen seiner kon-

kreten beruflichen Tätigkeit und fragt demgemäß, ob er - persönlich - verpflichtet werden kann, 

Mitglied der Beklagten zu werden. Zwar trägt er zum Schluss vor, die Entscheidung des BSG 

- in seiner Sache - sei für alle Berufsbetreuer von grundsätzlicher Bedeutung, legt aber nicht 

dar, inwiefern diese die gleichen beruflichen Verhältnisse aufweisen. Angesichts des 

Umstandes, dass die Vorinstanzen insbesondere anhand der für die Pflichten des Betreuers 

geltenden rechtlichen Vorschriften ein völlig anderes Berufsfeld angenommen haben, wäre dies 

erforderlich gewesen. Darüber hinaus mangelt es auch an der Darlegung, ob es zu der von ihm 

angesprochenen Problematik bereits höchstrichterliche Rechtsprechung gibt. 

 

Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG in der bis zum 1. Januar 2002 geltenden und hier noch anzuwendenden Fassung (vgl 

BSG SozR 3-2500 § 116 Nr 24). 
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